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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Mittelschulen

Afin d'encourager l'apprentissage des langues étrangères, la députée Bulliard-Marbach
(pdc, FR) souhaite faire mention des connaissances linguistiques dans les certificats
fédéraux de capacité (CFC). Elle a demandé au Conseil fédéral de se pencher sur la
question dans un rapport. Le postulat a été accepté à 115 voix contre 75 et 2
abstentions par le Conseil national lors de la session de printemps 2016. La chambre
basse a en cela suivi l'avis du Conseil fédéral. 1

POSTULAT
DATUM: 29.02.2016
SOPHIE GUIGNARD

Berufsbildung

Im November 2017 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht Förderung des
Fremdsprachenerwerbs in der beruflichen Grundbildung in Erfüllung des Postulats
Bulliard-Marbach (cvp, FR). Der Bundesrat stellte darin klar, dass er das Erlernen einer
Fremdsprache in einer zunehmend internationaler werdenden Arbeitswelt als immer
wichtiger erachte. Der Bericht enthielt daher Empfehlungen, wie die bisherigen
Fremdsprachenangebote in der Berufsbildung erweitert werden und der Nachweis der
erlernten Fremdsprache möglichst standardisiert wiedergegeben werden könne. Da in
den allermeisten Berufslehren das Erwerben einer Fremdsprache nicht zum
Pflichtprogramm gehört, wurde den Berufsverbänden ans Herz gelegt, den
Fremdsprachenunterricht für immer mehr berufliche Grundbildungen obligatorisch zu
machen. Zudem sollen nach Ansicht des Bundesrats nationale und internationale
Austausche verstärkt werden, wozu insbesondere die von Bund und Kantonen 2016
gegründete Agentur Movetia dienen solle. Was den Nachweis der Sprachkompetenzen
anbelangte – ein Kernanliegen Bulliard-Marbachs –, so mass der Bundesrat den
internationalen Sprachdiplomen nach wie vor die grösste Aussagekraft und Relevanz zu.
Um aber auch während der Berufslehre erworbene Kompetenzen aus einem
Fremdsprachenunterricht, die nicht in einem Diplom mündeten, möglichst nach
europäischen Standards beurteilen zu können, beauftragte der Bundesrat das EHB, ein
entsprechendes Raster zu erstellen. AHV 2

POSTULAT
DATUM: 08.11.2017
SAMUEL BERNET

Der Bundesrat beantragte 2018, das Postulat «Einen Sprachkenntnisvermerk in
eidgenössische Fähigkeitszeugnisse aufnehmen» von Christine Bulliard-Marbach (cvp,
FR) abzuschreiben, nachdem er in Erfüllung des Postulats den Bericht «Förderung des
Fremdsprachenerwerbs in der beruflichen Grundbildung» publiziert hatte. Der
Nationalrat stimmte der Abschreibung im Juni 2018 zu. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.06.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Im Nationalrat war der Gesprächsbedarf zum Geschäft „Förderung der internationalen
Mobilität in der Bildung in den Jahren 2018 bis 2020“ deutlich grösser als im Ständerat.
Das zeigte sich bereits in den Kommissionen: Neben der WBK-NR, die das Geschäft
regulär vorberiet, äusserte sich auch die Finanzkommission (FK-NR) im Rahmen eines
Mitberichts zum Geschäft. Knapp, mit 13 zu 11 Stimmen, beantragte die FK-NR der WBK-
NR und dem Nationalrat, auf die Förderung der Kooperation zwischen schweizerischen
und ausländischen Bildungsinstitutionen und -akteuren zu verzichten. Der Teilkredit
von CHF 93,8 Mio., den der Bundesrat für internationale Mobilitäts- und
Kooperationsaktivitäten vorsah, sollte gemäss diesem Antrag um CHF 9,3 Mio. auf CHF
84,5 Mio. gesenkt und der Gesamtkredit somit auf CHF 105,2 Mio. reduziert werden.
Peter Keller (svp, NW), Mitglied der Finanzkommission, begründete im Nationalrat
diesen Antrag: Die Förderung der Kooperation zwischen ausländischen und Schweizer
Bildungsinstitutionen habe nichts mit dem Kernanliegen von Erasmus Plus, nämlich der
Mobilität der Studierenden, zu tun, weshalb die CHF 9,3 Mio. aus dem Entwurf
gestrichen werden müssten. Ein weiterer Antrag der FK-NR – nämlich das Geld für den
Betrieb der Agentur Movetia zu streichen – wurde mit dem Stichentscheid der
Kommissionspräsidentin Bulliard-Marbach (cvp, FR) abgelehnt, weshalb dieser Antrag
lediglich von einer Kommissions-Minderheit an den Nationalrat herangetragen wurde.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2017
SAMUEL BERNET
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Der Vizepräsident der Finanzkommission, Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH), verteidigte
diesen im Nationalrat. Movetia würde nicht nur den Bildungsaustausch von
Studierenden abwickeln, sondern auch Ferien- und Klassenaustausche in andere
Schweizer Sprachregionen von Schülern der Sekundarstufe I, also der Volksschule,
organisieren. Die Volksschule sei aber Kompetenz der Kantone und nicht des Bundes,
so Bigler. Er störte sich auch daran, dass Movetia Bildungsaustausche für Lehrlinge
anbietet. „Die wenigsten Lehrbetriebe – und vor allem die KMU nicht – [haben] die
Möglichkeit, ihre Lehrlinge für zwei oder drei Wochen ins Ausland zu schicken“, so
Bigler, der gleichzeitig als SGV-Direktor amtet. 
In der WBK-NR war man anderer Meinung: Eine Mehrheit sprach sich für die vom
Bundesrat beschlossene und vom Ständerat angenommene Übergangslösung und für
die Annahme des Gesamtkredits von CHF 114,5 Mio. aus. Eine Minderheit der WBK-NR
beantragte dem Nationalrat jedoch, das Geschäft an den Bundesrat zurückzuweisen:
Der Bundesrat solle eine neue Vorlage präsentieren, die den beiden Bedenken der
Finanzkommission Rechnung trage.
Vor diesem Hintergrund wurde das Geschäft Ende November im Nationalrat beraten.
Nicht weniger als 17 Nationalräte und Nationalrätinnen äusserten sich zur Vorlage.
Zuletzt ging Bundesrat Schneider-Ammann nochmals auf die Movetia ein: Angesichts
der Kritik an Movetia habe er die Agentur kürzlich besucht und sich deren Betrieb
angeschaut. Dort werde effizient gearbeitet, erklärte der Bildungsminister und meinte
gar, einen Kulturwandel gegenüber der ch Stiftung wahrgenommen zu haben. Allfällige
Bedenken betreffend die Kompetenzbereiche zwischen Bund und Kantonen versuchte
er damit auszuräumen, dass die EDK ebenfalls Trägerin von Movetia sei, wodurch
Doppelspurigkeiten bei Bund und Kantonen verhindert würden. „Wichtig ist, dass wir
die Movetia jetzt auffahren können“, so Schneider-Ammann. 
Danach wurde abgestimmt. Der Rückweisungsantrag der Minderheit WBK-NR wurde mit
124 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) abgelehnt. Die beiden Anträge der FK-NR, den
Gesamtkredit um 9,3 Mio. zu kürzen und die 11,1 Mio. für den Betrieb der Agentur
Movetia zu streichen, wurden mit 117 zu 73 Stimmen (0 Enthaltungen) respektive mit 112
zu 79 Stimmen (0 Enthaltungen) verworfen. In der Gesamtabstimmung folgte der
Nationalrat dem Votum des Ständerates und nahm den Entwurf des Bundesrats mit 126
zu 65 Stimmen (0 Enthaltungen) an. Auffallend war das Abstimmungsverhalten der SVP:
Alle 65 anwesenden Räte der SVP-Fraktion stimmten für die Anträge aus der
Finanzkommission und für den Rückweisungsantrag. Auch die 65 Nein-Stimmen in der
Gesamtabstimmung stammten ausschliesslich aus der Reihe der SVP. 
Weil dieser Beschluss nicht dem Referendum unterstand, traten die Bestimmungen am
1. Januar 2018 in Kraft. 4

Im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020 hatten die eidgenössischen Räte einen
Sonderkredit von CHF 100 Mio. mit dem Ziel bewilligt, die Anzahl der jährlichen
Abschlüsse in Humanmedizin bis ins Jahr 2025 von 950 auf 1'200 bis 1'300 zu erhöhen.
Die Bundesfinanzierung sollte im Jahr 2020 auslaufen, danach sollten die Kantone in
die Bresche springen und die Finanzierung übernehmen, um das gesetzte Ziel zu
erreichen. Mit einem Postulat forderte Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) den
Bundesrat auf, die Umsetzung dieser Massnahmen zur Schaffung von Studienplätzen in
der Humanmedizin zu beurteilen. Er solle aufzeigen, wie die CHF 100 Mio. verteilt
wurden, wie viele zusätzliche Studienplätze bis 2020 geschaffen wurden und ob die
Kantone bereit seien, die Finanzierung nach 2020 fortzuführen. Die BFI-Botschaft
2021-2024 solle anschliessend den Ergebnissen dieses Berichts Rechnung tragen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates; der Nationalrat folgte diesem
Antrag Ende September 2018 stillschweigend. 5

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
SAMUEL BERNET

Der Nationalrat schrieb das Postulat «Schaffung von Studienplätzen in Humanmedizin.
Bilanz der Massnahme des Bundes und Perspektiven» von Christine Bulliard-Marbach
(cvp, FR) im September 2020 im Rahmen der Debatte zur BFI-Botschaft 2021-2024 ab.
Der Bundesrat war mit dem Postulat dazu aufgefordert worden, über die Wirksamkeit
der Spezialfinanzierung des Bundes zu berichten, welche das Ziel verfolgt, die Anzahl an
Studienplätzen in der Humanmedizin zu erhöhen. Diesem Anliegen sei er in der BFI-
Botschaft 2021-2024 nachgekommen. 6

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Forschung

Même si la loi sur la recherche (LR) devenue loi sur l’encouragement de la recherche et
de l’innovation (LERI) en 2009, avait déjà fourni les outils nécessaires à une recherche
et une innovation de pointe en Suisse, le Conseil fédéral a néanmoins jugé utile
d’engager une révision totale de la LERI. Cet objet, daté du 9 septembre 2011, vise
précisément à lever le brouillard qui planait sur certaines révisions partielles et à
supprimer leurs incohérences, imprécisions terminologiques, répétitions et mesures
désuètes qui freinaient l’application de l’acte. Cette révision totale poursuit le même
objectif que celui du message de 2009 relatif à l’encouragement des hautes écoles et
de la coordination dans le domaine des hautes écoles (LEHE). Alors que la LEHE ne
pourra entrer en vigueur avant l’année 2014, il est envisageable d’appliquer la LERI dès
2013. Si la majorité des modifications apportées par le Conseil fédéral visent
uniquement une clarification légale, une répartition adéquate des tâches ou encore
une meilleure définition du rôle de l’Etat, ce sont véritablement les articles 32 à 34, sur
l’éventuel parc suisse d’innovation, qui ont suscité le débat. L’idée d’un parc suisse de
l’innovation est partie de Zürich, avec comme site de référence l’ancien aérodrome de
Dübendorf (ZH). La CSEC-CN a proposé dans son ensemble l’adoption de cette révision,
mais, suite à l’intervention de Bulliard-Marbach (pdc, Fribourg), elle a précisé
néanmoins que le futur parc suisse d’innovation devrait être réparti sur plusieurs sites,
afin de respecter l’équilibre entre les régions. Validé par le Conseil national, par 162
voix contre 25, cette révision a aussi obtenu les faveurs de la CSEC-CE. Les discussions
ont porté essentiellement sur la question du parc suisse d’innovation. Dans cette
optique, la Conférence des chefs des départements cantonaux de l’économie publique
(CDEP) a annoncé la création de l’association « Swiss Innovation Park SIP ». Cette
institution est donc devenue responsable de présenter un schéma directeur pour la
création d’un parc national voué à l’innovation. C’est finalement le Conseil des Etats qui
a validé cette loi à l’unanimité, même s’il a allégé certaines décisions du Conseil
national. Il a décidé en particulier que le parc ne devrait pas être dès le début réparti
sur plusieurs sites. Il a abandonné également la mention d’équilibre entre les régions,
car elle ne correspondait pas à l’objectif principal qui se cache derrière ce parc, à
savoir pouvoir lutter contre la concurrence internationale. Néanmoins, de nombreux
sites régionaux ont été mentionnés, notamment Bienne (BE), Fribourg (FR), Gossau (SG)
ou encore Rarogne en Valais. En résumé, cette révision totale de la LERI permet
d’harmoniser la législation actuelle et d’apporter à la Confédération une base légale à la
création d’un parc suisse d’innovation. La vente ou la cessation de terrains étatiques, la
mise à disposition de prêts sans intérêts ou encore d’autres instruments financiers,
sont autant d’atouts dont dispose désormais la Confédération pour faire aboutir ce
projet. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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